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Allgemeine Vertragsgrundlagen zum

Muster eines Betreuungsvertrages

für Kindertageseinrichtungen/Familienzentren

entwickelt vom DRK-Landesverband Westfalen-Lippe e. V.

Stand April 2008, aktualisiert Januar 2014, Februar 2018, Februar 2020 

und zuletzt im Mai 2023
1.
Gesetzliche und konzeptionelle Grundlagen
Gesetzliche Grundlagen


Die gesetzliche Grundlage des Betreuungsvertrages bildet das Kinderbildungsgesetz – KiBiz – des Landes NRW, zuletzt geändert per Gesetz zur qualitativen Weiterentwicklung der frühen Bildung vom 03.12.2019, Artikel 1 Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (KiBiz)

 . 

Aus diesem Gesetz geht hervor, dass jedes Kind einen Anspruch auf Bildung, Erziehung und Betreuung und auf Förderung in der Entwicklung seiner Persönlichkeit hat. Zur Förderung der Kinder arbeitet das Personal der Kindertageseinrichtung mit den Eltern partnerschaftlich und vertrauensvoll zusammen und informiert die Eltern über den Stand des Bildungs- und Entwicklungsprozesses des Kindes, (§ 9 KiBiz). Grundlage des Bildungs- und Erziehungsauftrags ist eine regelmäßige alltagsintegrierte wahrnehmende Beobachtung des Kindes, die in eine Dokumentation des Entwicklungs- und Bildungsprozesses des Kindes (Entwicklungs- und Bildungsdokumentation) mündet. Diese Entwicklungs- und Bildungsdokumentation setzt Ihre schriftliche Zustimmung voraus; § 18 KiBiz. Endet die Betreuung Ihres Kindes, wird Ihnen die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation ausgehändigt. Siehe dazu Anlage 2: Freiwillige Einwilligungserklärung in die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation.

Konzeptionelle Grundlagen


Es besteht zwischen den Vertragspartnern Einvernehmen, dass die Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsarbeit der Kindertageseinrichtung auf der Grundlage der sieben Grundsätze des Roten Kreuzes (siehe Anhang) und der pädagogischen Konzeption der Kindertageseinrichtung erfolgt. Die pädagogische Ausrichtung wird von den dort genannten Werten bestimmt.

Die Mitwirkung der Eltern in Gremien und bei Veranstaltungen oder Projekten der Kindertageseinrichtung ist wünschenswert. Zur Förderung des Kontaktes bietet die Kindertageseinrichtung verschiedene Möglichkeiten zur Zusammenarbeit mit Eltern an. 

Diese sind in der Konzeption der Kindertageseinrichtung niedergelegt und können auf Anfrage gerne nachgelesen werden.

2.
Beitragsregelung
Die Höhe der zu leistenden Elternbeiträge zu den Jahresbetriebskosten wird von den Kommunen (Jugendämtern) nach Gruppenform, Betreuungszeit und Einkommen der Eltern festgelegt und eingezogen (§ 51 KiBiz).
Der Träger erhebt für die Leistungen des Mittagessens ein kostendeckendes Entgelt, das auch den hauswirtschaftlichen Aufwand mit einbezieht (siehe Anlage 3: Vereinbarung: Mittagessen und Anlage 3 a: SEPA-Lastschriftmandat, Einzugsermächtigung).

3.
 Öffnungs- und Schließungszeiten

Die Öffnungs- und Schließungszeiten werden - unter Berücksichtigung des Kindeswohls und der Elternwünsche - nach Anhörung des Elternbeirates durch den Träger festgelegt und den Eltern rechtzeitig – z. B. durch Aushang in der Kindertageseinrichtung - bekannt gegeben. Hierzu gehören die täglichen Öffnungszeiten, sowie Schließungszeiten für Ferien, Konzeptionsentwicklungstage, Zeiten für Fortbildung des Personals und Brückentage.
Die Anzahl der jährlichen Schließtage (ohne Samstage, Sonn- und Feiertage) soll zwanzig und darf siebenundzwanzig Öffnungstage nicht überschreiten (§ 27, Abs.3 KiBiz).
Betreuungszeiten

Die unterschiedlichen Zeitkontingente für die Betreuung der Kinder (25 Std., 35 Std., 45 Std.) werden zu festgelegten Zeiten des Tages und der Woche verbindlich vereinbart, so dass sichergestellt ist, dass alle Kinder in höchstmöglichem Umfang an den Bildungsangeboten der Kindertageseinrichtungen teilnehmen können und während ihres Aufenthaltes ihre Bezugspersonen antreffen. Anfangs- und Endzeiten der jeweiligen Tages-Zeitbudgets werden vom Rat der Kindertageseinrichtung festgelegt.

Im Interesse der Kinder werden die Eltern gebeten, die offiziellen Öffnungszeiten zu beachten. 

Es wird davon ausgegangen, dass das Kind regelmäßig an fünf Tagen in der Woche die Kindertageseinrichtung besucht und die Abwesenheitstage (z. B. wegen Krankheit oder Urlaub) kurzfristig, bzw. wenn planbar im Voraus, mitgeteilt werden.

Schließung aus wichtigem Grund

Es bleibt dem Träger vorbehalten, die Kindertageseinrichtung, bzw. einzelne Gruppen, 
aus wichtigem Grund vorübergehend zu schließen. Als wichtige Gründe gelten insbesondere:

· Epidemien

· gefährdende Bau- und Einrichtungsschäden

· Schlechtwetterwarnungen, wenn diese in der Region auch zu schulfreien 

      Tagen führen

· Unverschuldeter Personalmangel, d.h., die gesetzlich geforderte Personalmindestbesetzung nach KiBiz (§ 28 Abs. 2 in Verbindung mit der Anlage zu § 33) ist nicht gewährleistet und die damit verbundene Aufsichtspflicht und das Kindeswohl kann somit nicht gesichert werden.
Bei Schließung der Kindertageseinrichtung, bzw. einzelner Gruppen - unter den o. a. Voraussetzungen - ist der Träger von seiner Verpflichtung zur Betreuung der Kinder befreit. 

4.
Ärztliche Gesundheitsvorsorge

Bei der Aufnahme in die Kindertageseinrichtung ist der Nachweis über eine altersentsprechend durchgeführte Gesundheitsvorsorgeuntersuchung des Kindes zu erbringen, aus dem sich ergibt, dass einer Aufnahme aus medizinischer Sicht nichts entgegensteht. 

Der Nachweis kann per Vorlage des Vorsorgeuntersuchungsheftes für Kinder oder einer entsprechenden ärztlichen Bescheinigung erfolgen (§ 12 KiBiz).

Ggf. anfallende Kosten für die ärztliche Bescheinigung haben die Eltern zu tragen. 

„In der Kindertageseinrichtung ist die gesundheitliche Entwicklung der Kinder zu fördern. Bei Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung sind die Eltern frühzeitig zu informieren und geeignete Hilfen zu vermitteln; bei fortbestehender Gefährdung ist das Jugendamt entsprechend § 8a SGB VIII zu informieren.“ (§ 12 Absatz 2 KiBiz – Gesundheitsvorsorge)

Des Weiteren ist nach dem Infektionsschutzgesetz § 34 Absatz 10 a (prüfen und Masernschutzgesetz = IFSG § 20) bei der Erstaufnahme in einer Kindertageseinrichtung ein schriftlicher Nachweis darüber zu erbringen, dass zeitnah (nicht älter als drei Monate) vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission ausreichenden Impfschutz des Kindes erfolgt ist.
Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, benachrichtigt die Leitung der Kindertageseinrichtung das örtliche Gesundheitsamt […]  und übermittelt dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben.

Masernschutzgesetz 

Der schriftliche Nachweis einer zeitnahen ärztliche Impfberatung zum altersgemäßen Impfschutz ihres Kindes sowie eines ausreichenden Masernschutzes ist in jedem Fall für alle „Kita-Eltern“ verpflichtend (gemäß § 20 Abs. 8–12 und § 34 Abs. 10a Infektionsschutzgesetz) und muss der Kindertageseinrichtung vorgelegt werden.

Der Vertrag wird unter der Bedingung geschlossen, dass die Personensorgeberechtigten spätestens am ersten Betreuungstag den ggf. erforderlichen Nachweis über die Impfung des zu betreuenden Kindes in Form von Impfausweis oder eines ärztlichen Zeugnisses oder einer Bescheinigung erbracht haben. Wird kein Impfnachweis erbracht, ist der Betreuungsvertrag nicht rechtsgültig und somit erfolgt keine Aufnahme in die Kindertageseinrichtung.

Bei Kindern, die das erste Lebensjahr bei Aufnahme noch nicht erreicht haben, muss der Impfnachweis zum 1. Geburtstag bei der Einrichtungsleitung vorgelegt werden. 

Daneben könnte es ein Sonderkündigungsrecht für die Kindertageseinrichtung geben, falls die Personensorgeberechtigten im Laufe der Betreuungszeit nicht den erforderlichen Impfnachweis erbringen. Weitere Informationen sind der Anlage 9 zu entnehmen.

5.
Abwesenheit des Kindes durch Krankheit oder sonstige Gründe

Ansteckende Krankheiten

Die Personensorgeberechtigten sind nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 17.07.2017 verpflichtet, Infektionskrankheiten ihres Kindes oder eines anderen Familienangehörigen unverzüglich bei der Einrichtungsleitung zu melden. Meldepflichtig ist auch eine Erkrankung an Röteln und Windpocken sowie ein Verdacht darauf. Diese Meldepflicht führt automatisch zu einem Besuchsverbot von der Kindertageseinrichtung.

Das Gleiche gilt auch für Personen, in deren Wohngemeinschaft ein (Verdachts-)Fall aufgetreten ist, wenn bei diesen Personen kein Immunschutz für Röteln und/oder Windpocken besteht. 

Bei anderen Infektionskrankheiten muss das Kind während dieser Zeit der Kindertageseinrichtung fernbleiben, „bis nach ärztlichem Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit … durch sie nicht mehr zu befürchten ist“ (§ 34 Abs. 1 IfSG). In besonderen Fällen kann die Einrichtungsleitung ein ärztliches Attest zur Wiederzulassung in die Kindertageseinrichtung verlangen. Ggf. hat das örtliche Gesundheitsamt eine sog. Wiederzulassungstabelle mit Wiederzulassungsfristen. Weitere Informationen sind der Anlage 4 „Belehrung für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte gemäß § 34 Infektionsschutzgesetz“, dass das Robert-Koch-Institut (www.rki.de) herausgegeben hat, zu entnehmen. (Ggf. ergänzen Masern)
Abwesenheit des Kindes


Kann das Kind aus sonstigen Gründen die Kindertageseinrichtung nicht besuchen, sind die Personensorgeberechtigten gebeten, dieses den Mitarbeitenden der Kindertageseinrichtung frühzeitig bzw. am Fehltag mitzuteilen. 

6.
Versicherungsschutz
Alle in der Kindertageseinrichtung aufgenommenen Kinder sind während des regelmäßigen Besuches sowie für die direkten Wege zur und von der Kindertageseinrichtung durch die gesetzliche Unfallversicherung versichert. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle Tätigkeiten, die in einem ursächlichen Zusammenhang mit dem Besuch der Kindertageseinrichtung stehen. Hierzu werden auch gemeinsame Ausflüge und Besichtigungen gerechnet. 

Bei Unfällen muss die Kindertageseinrichtung innerhalb von 3 Tagen eine schriftliche Meldung an die zuständige Unfallbehörde machen. Aus diesem Grunde werden die Personensorgeberechtigten verpflichtet, auch Unfälle der Kinder auf dem direkten Weg von und zur Kindertageseinrichtung dem Träger unverzüglich mitzuteilen, damit dieser evtl. bestehende Ansprüche fristgerecht anmelden kann. Eine Haftung für Unfälle auf Umwegen erfolgt unter Berücksichtigung des natürlichen Spieltriebs von Kindern nur in Ausnahmefällen.

Der Versicherungsschutz beinhaltet ausschließlich Leistungen im Hinblick auf Personenschäden.

Für Sachschäden, z.B. Kleidungsstücke, Fahrräder und Spielzeug wird keine Haftung übernommen. Bei Brillen und Zahnspangen muss im Einzelfall geprüft werden, ob ggf. ein Versicherungsschutz besteht.

Dieser Versicherungsschutz gilt nicht für Besucherkinder.

7.
Aufsichtspflicht
Durch den Betreuungsvertrag übertragen die Personensorgeberechtigten die Wahrnehmung ihrer Aufsichtspflicht für einen Teil des Tages auf den Träger der Kindertageseinrichtung. Dieser delegiert seine Aufsichtspflicht auf das pädagogische Personal.

Die Aufsichtspflicht des pädagogischen Personals beginnt mit der Übernahme des Kindes durch die pädagogischen Fachkräfte. Sie endet mit der Übergabe des Kindes an die Eltern oder eine von ihnen bevollmächtigte Person oder – bei alleingehenden Kindern- mit der Entlassung des Kindes aus der Kindertageseinrichtung. 

Die Aufsicht über die Kinder auf dem Hin- und Rückweg, zur und von der Kindertageseinrichtung obliegt allein den Personensorgeberechtigten. Der Träger und sein Personal haben grundsätzlich ihre Pflichten erfüllt, wenn sie das Kind in der vereinbarten Weise aus der Kindertageseinrichtung entlassen.

Bei alleingehenden Kindern sollen Personensorgeberechtigten und pädagogische Fachkräfte übereinstimmend der Meinung sein, dass das Kind nach seinem Entwicklungsstand in der Lage ist, den Heimweg allein zurückzulegen. Eine entsprechende schriftliche Vereinbarung ist abzuschließen. (s. Anlage 6: Erklärung über die Aufsichtspflicht auf dem Nachhauseweg)

8.
Klärung der Abholberechtigten
Holen die Personensorgeberechtigten ihr Kind nicht persönlich ab oder ist nur ein Elternteil Inhaber des Aufenthaltsbestimmungsrechts, ist der Kindertageseinrichtung schriftlich mitzuteilen, wer das Kind abholen darf. (s. Anlage 6 a: Erklärung über die Aufsichtspflicht bei abholender Begleitperson)
9.
Mitteilung an die Kindertageseinrichtung bei Änderung der Kontaktdaten
Es kann passieren, dass die Kindertageseinrichtung infolge einer plötzlich auftretenden Krankheit oder im Falle eines Unfalls eines Kindes die Personensorgeberechtigten benachrichtigen muss.

Aus diesem Grunde sind Veränderungen der privaten und beruflichen Kontaktdaten (Anschrift, Telefon-Nr., E-Mail) und der angegebenen Kontaktperson unverzüglich der Kindertageseinrichtung mitzuteilen. Ändern sich z.B. durch eine Trennung oder Scheidung der Eltern die Rechtsbeziehungen zu einem Kind (Aufenthaltsbestimmungsrecht, elterliche Sorge, regelmäßige Obhut des Kindes) ist dies der Kindertageseinrichtung ebenfalls zu melden. (siehe Anlage 1: Personalblatt des Kindes)

10.
Datenschutz
Die Kindertageseinrichtung ist nach Art. 13 DSGVO (EU-Datenschutz-Grundverordnung) verpflichtet, die Personensorgeberechtigten bei Erhebung von personenbezogenen Daten zu informieren. Dieser Informationspflicht kommt die Einrichtung über die Anlage 8 zu diesem Vertrag nach.
11.
Laufzeit und Kündigung des Vertrages
Der Vertrag endet mit Ablauf des jeweiligen Kindergartenjahres, für das er vereinbart worden ist. Er verlängert sich jeweils für ein Kindergartenjahr, wenn er nicht bis zum 30.04. des Jahres von einer der Vertragsparteien gekündigt wird. Zur Kündigung des Vertrages können die Personensorgeberechtigten das als Anlage 7 vorgefertigte Formular verwenden. Bei der Einschulung von schulpflichtigen Kindern endet der Vertrag automatisch zum 31.07. des Jahres. 
Für Kinder, die schulpflichtig sind, jedoch aus erheblichen gesundheitlichen Gründen für ein Jahr per schulärztlichem Gutachten zurückgestellt werden, ist rechtzeitig ein neuer Betreuungsvertrag abzuschließen.
In besonderen Fällen, wie z. B. Ortswechsel der Personensorgeberechtigten, ist eine vorzeitige Vertragsbeendigung/Kündigung durch diese unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten möglich.

Das Recht der Parteien zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

Der Träger kann das Vertragsverhältnis nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kündigen. Als wichtige Gründe gelten insbesondere: 

· Verstöße gegen die Grundsätze des Roten Kreuzes (siehe Anhang: Die Grundsätze der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung)

· Verweigerung der unter Punkt 1 beschriebenen Zusammenarbeit zwischen den 
Eltern und dem Personal der Kindertageseinrichtung

· wenn der Betrieb der Kindertageseinrichtung eingestellt, wesentlich eingeschränkt oder in seiner Angebotsstruktur verändert wird 

· wenn das Kind länger als vier Wochen der Kindertageseinrichtung ohne rechtfertigenden Grund oder ohne Angabe von Gründen ferngeblieben ist 

· wenn das Essensgeld länger als 2 Monate nicht bezahlt wurde
· wenn eine bedarfsgerechte Förderung des Kindes nicht gewährleistet werden kann, und der kündigenden Partei infolgedessen ein Festhalten am Vertrag bis zum Ablauf des oben genannten Zeitpunktes der Vertragsbeendigung nicht zugemutet werden kann.

12.
Änderung der Betreuungszeiten

Eine Änderung der Betreuungszeit ist nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen Personensorgeberechtigten und Träger sowie in Übereinstimmung mit der örtlichen Jugendhilfeplanung möglich und bedarf einer Änderungsvereinbarung. (Anlage 10)
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